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Sachgebiet 96 


Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zum Memorandum Nr. 2 der Kommission zur Ziviiluftfahrt und 
insbesondere zum Abschluß des Verfahrens der Konsultation des Europäischen 
Parlaments zu den Vorschlägen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
an den Rat für 

— eine Entscheidung über bilaterale Abkommen, Vereinbarungen und 
Abmachungen zwischen Mitgliedstaaten über den Luftverkehr; 

— einen Vorschlag für eine Verordnung zur Anwendung von Artikel 85 Abs. 3 
des Vertrags auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen und aufeinander 
abgestimmte Verhaltensweisen im Luftverkehr 

V 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT — 

— in Kenntnis der Vorschläge der Kommission an den Rat*), 

— vom Rat gemäß Artikel 84 Abs. 2 EWG-Vertrag konsultiert 
(Dok. 1-164/84), 

— in Keimtnis des Memorandums Nr. 2 der Kommission über 
Fortschritte auf dem Weg zu einer gemeinsamen Luftver- 
kehrspolitik, 

— un ter Bezugnahme auf seine früheren Entschließungen zur 
Luftverkehrspoütik, insbesondere die Entschließung vom 
17. Oktober 1980^) aufgrrmd des Berichts HOFFMANN zum 
(ersten) Memorandum der Kommission über die Beiträge der 
Europäischen Gemeinschaften zur Entwicklung des Luftver- 
kehrswesens (Dok. 1—469/80), 

— in Kenntnis der Ergebrüsse der am 21. imd 22. Februar 1985 
vom Verkehrsausschuß durchgeführten Anhönmg (Dok. 
A2-86/85/Teü B), 


*) ABI. Nr. C 182 vom 9. Juli 1984, S. 1 und 3. 
ABI. Nr. C 291 vom 10. November 1980, S. 65. 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 27 797 - vom 1. Oktober 1985. 
Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 10. September 1985 angenommen. 



Drucks ache 10/3963 Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


— in Kenntnis des Berichts des Verkehrsausschusses (Dok. 
A2-86/85/Teü A), 

— in Erwägung folgender Gründe: 

A. nach übereinstimmender Auffassung aller vom Verkehrsaus- 
schuß angehörten Interessengruppen ist es wünschenswert, 
das Regelungssystem . für die europäische Zivilluftfahrt 
flexibler zu gestalten; 

B. eine überwiegende Mehrheit hält, wenn auch mit unter- 
schiedlichen Begründungen, eine Übertragung der auf dem 
Binnenmarkt der Vereinigten Staaten von Amerika seit 1978 
durchgeführten Entregulierung des Luftverkehrs auf die 
Europäische Gemeinschaft für nicht möghch oder nicht wün- 
schenswert; 

C. eine Entregulierung des Luftverkehrs stehen in Europa Ver- 
kehrs- und gesellschaftspohtische Gnmdsatzentscheidungen, 
aber auch die wirtschaftiichen und geographischen Rahmen- 
bedingungen entgegen: 

a) „zur Gewährleistung einer harmonischen Entwicklung des 
Wirtschaftslebens" (Artikel 2 EWG- Vertrag) mißt die Ver- 
kehrspolitik der Einbindung peripherer, entwicklungs- 
schwacher oder von Krisen betroffener Regionen in das 
Verkehrssystem Priorität bei; 

— Entregulierung führt aber zu Nachteilen für solche Re- 
gionen; 

b) gesellschaftspohtisch hat die Sicherung des sozialen Frie- 
dens mindestens gleichen Rang wie das Prinzip des freien 
Wettbewerbs; 

— Entregulierung kann aber zu erhebhchen sozialen Kon- 
flikten führen; 

c) geographisch ist Europa gekennzeichnet durch eine Kon- 
zentration räumlich nahe beieinander liegender Wirt- 
schafts- und Verkehrszentren, die alle in lebhaftem wech- 
selseitigen Austausch miteinander stehen; 

— Entregulierung bringt aber in erster Linie bei gebündel- 
ten Verkehren über große Entfemimgen Vorteile; 

d) aus staatspoütischen Gründen würden die meisten Mit- 
güedstaaten wahrscheinlich unter keinen Umständen 
zulassen, daß ihre nationale(n) Fluggesellschaf t(en) Kon- 
kurs anmelden muß (müssen); 

— Entregulierung funktioniert nur dort, wo unwirtschaft- 
hche Betriebe aus dem Markt ausscheiden; 

D. große Meinungsunterschiede bestehen darüber, wieweit die 
Reform des Regelungsystems der Zivilluftfahrt gehen sollte; 
hierüber muß rasch eine klare pohtische Entscheidung getrof- 
fen werden, damit die Luftverkehrswirtschaft eine sichere 
Gnmdlage für ihre weiteren Planungen erhält; 
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E. auf jeden Fall müssen die Reformen so ausgestaltet werden, 
daß der regionale Markt, den die in der Europäischen Zivil- 
luftfahrtkonferenz (ECAC) zusammenarbeitenden Staaten 
Westeuropas im Rahmen des Weltluftverkehrs bilden, nicht 
durch Einführung unterschiedhcher Regelungen künstlich 
gespalten wird; 

F. im Rahmen der Zielsetzungen der gemeinsamen Verkehrs- 
pohtik und vor allem zur Gewährleistung einer adäquaten 
Verkehrsbedienung peripherer, wirtschaftsschwacher oder 
von Krisen betroffener Regionen sollten die Reformen den 
Luftverkehrsuntemehmen größeren kommerziellen Bewe- 
gungsspielraum einräumen, damit diese unter dem Druck des 
Wettbewerbs angespornt werden, ein optimales Dienstlei- 
stimgsangebot so rationell wie möghch bereitzustellen; 

G. durch geeignete Regelungen muß sichergestellt werden, daß 
sogenannte „Absaugverkehre" nicht entstehen; 

H. die in früheren Entschheßtmgen niedergelegten Grundsätze 
der gemeinsamen Luftfahrtpohtik haben nach wie vor Gültig- 
keit; die schrittweise durchzuführenden, der Grundstruktur 
imd den besonderen Bedingungen der weltweiten Zivilluft- 
fahrt angepaßten Reformen müssen die folgenden Zielsetzim- 
gen ausgewogen berücksichtigen: 

a) Verbesserung des Dienstleistungsangebots, 

b) verbraucherfreimdhche und eine angemessene Rendite 
der Investitionen gewährleistende Tarif gestaltung, 

c) Gewährleistung vernünftiger Rahinenbedingungen für 
existenzfähige Fluggesellschaften unter effizientem Mana- 
gement, 

d) Sicherung des sozialen Friedens in der Luftverkehrswirt- 
schaft, Entwicklung zukunftsorientierter Arbeitsplätze im 
Rahmen rationeller Betriebsstrukturen, 

e) Erhöhung der Luftverkehrssicherheit, 

f) Verminderung von Umweltbelastungen, 

g) rationeller Energieeinsatz, 

h) Bestimmung der Rolle des Luftverkehrs im Verhältnis zu 
anderen schnellen Beförderungsmitteln für mittlere Entfer- 
nungen (insbesondere zu dem geplanten europäischen 
Netz von Hochgeschwindigkeitszügen); 

I. das zweite Memorandum der Kommission zur Zivilluftfahrt 
hat das Verdienst, daß es über die Grenzen der Gemeinschaft 
hinaus die Reformdiskussion in der Luftfahrt erneut entfacht 
imd Bewegung auch in verhärtete Positionen gebracht hat; 
der Inhalt des Memorandums und die einzelnen Vorschläge 
imd Anregungen werden der vom Parlament geforderten 
Interessenabwägung aber nicht stets gerecht — 

1 . begrüßt - unbeschadet der in dieser Entschheßung und in 
der Abstimmung über die Vorschläge der Kommission 
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zum Ausdruck gebrachten Vorbehalte - das zweite 
Memorandum der Kommission zur Zivilluftfahrt als wich- 
tigen Schritt auf dem Weg zu einer gemeinsamen Luftver- 
kehrspohtik; 

2. hält im Hinblick auf das Memorandum Nr. 2 die immiß- 
verständliche Klarstellung für geboten, daß die gemein- 
same Verkehrspohtik eine Entregulierung des Luftver- 
kehrs nicht zum Ziel hat? 


Allgemeine Grundsätze für eine europaweite Reform 

3. fordert aUe der Europäischen Zivilluftfahrtkonferenz 
(ECAC) angehörenden Staaten Europas auf, die für die 
europäische Zivilluftfahrt geltenden Regelungen durch 
abgestimmte Maßnahmen flexibler zu machen, damit 
die Luftverkehrsunternehmen größeren kommerziellen 
Bewegungsspielraum erhalten, um in einem geordneten 
Wettbewerb ein optimales Dienstleistungsangebot bereit- 
zusteUen; 

4. weist auf die große Bedeutung, aber auch auf die große 
Verantwortung hin, die der Europäischen Gemeinschaft - 
zumal nach der bevorstehenden Erweiterung - innerhalb 
der ECAC zufäUt, und warnt die Gemeinschaft vor Schrit- 
ten, die zu einer Spaltung im Rahmen der ECAC führen 
könnten; 

5. ist sich der äußerst komplexen Struktur des Luftverkehrs 
und seiner weitreichenden internationalen Verflechtung 
bewußt und hält es deshalb für wichtig, bei gemeinsamen 
Maßnahmen für den Luftverkehr innerhalb der Gemein- 
schaft die internationalen Auswirkungen auf Drittländer 
zu berücksichtigen; 

6. begrüßt die in der Luftverkehrspohtik begonnene gute 
Zusammenarbeit mit der Parlamentarischen Versamm- 
limg des Europarates als der parlamentarischen Plattform 
für die ECAC; 

7. fordert, daß die bestehende Kooperation zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und der ECAC in vollem 
Umfang angewandt und darüber hinaus erweitert wird, 
damit in Zukunft die Zusammenarbeit zwischen den 
Gemeinschaftsorganen und der ECAC noch verstärkt 
wird und insbesondere 

a) in allen Ausschüssen der ECAC neben den Mitghed- 
staaten die Kommission als Hüterin der Gemein- 
schaftsinteressen an den Beratungen teihümmt; 

b) in allen von der Kommission und vom Rat der Eiuopäi- 
schen Gemeinschaften in Luftverkehrsfragen gebüde- 
ten Ausschüssen ein Vertreter der ECAC an den Bera- 
tungen teünehmen kann; 
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8. ist der Auffassung, daß die Europäische Gemeinschaft 
einen gewichtigen Beitrag zur Reform der europäischen 
Zivilluftfahrt leisten kann, indem sie 

a) Maßnahmen trifft, die sich nur auf den Verkehr inner- 
halb der Gemeinschaft auswirken; 

b) die Weiterentwicklung der zwischen den Mitgliedstaa- 
ten bestehenden bilateralen Abkommen - falls erfor- 
derlich durch gemeinsame Regeln - koordiniert; 

c) Initiativen für Maßnahmen ergreift, die von der 
Gemeinschaft bzw, ihren Mitgliedstaaten in inhalt- 
licher und zeitlicher Abstimmung mit den anderen 
Vertragsstaaten der ECAC getroffen werden sollten; 

9. warnt aber vor Bestrebungen, die nur scheinbar zu Fort- 
schritten auf dem Weg zu einer gemeinsamen Luftfahrt- 
politik führen, und ist insbesondere der Auffassung, daß 

a) Luftverkehrsabkommen mit Drittländern weiterhin von 
den Mitgliedstaaten abgeschlossen werden sollten, 
weil die hierbei jeweils eine RoUe spielenden vielfäl- 
tigen politischen Interessen besser direkt zwischen den 
einzelnen Staaten ausbalanciert werden können; 

b) die Durchführung des Gemeinschaftsrechts auf dem 
Gebiet der Zivilluftfahrt Sache der Mitgliedstaaten sein 
sollte, damit seine positiven Auswirkungen auf die 
Produktivität der Luftfahrtunternehmen nicht durch 
Entstehung einer neuen Bürokratie in Frage gestellt 
werden; 


Luftfahrtpolitik für die Regionen der Gemeinschaft 

10. sieht es verkehrspolitisch als vordringlich an, daß inner- 
halb der Gemeinschaft die Flugverbindungen zwischen 
den verschiedenen Regionen über die Binnengrenzen 
hinweg verbessert werden; 

11. fordert die Mitgliedstaaten auf, ab sofort alle nach den 
büateralen Luftverkehrsabkommen bestehenden Ermes- 
sensspielräume für die Erteilung einer Genehmigung zu 
nutzen, wenn eine Fluggesellschaft, die die erforderliche 
Gewähr für die Sicherheit und Dauerhaftigkeit des Dien- 
stes bietet, einen Liniendienst zwischen einem Regional- 
flughafen und einem beliebigen Flughafen in einem 
anderen Mitgliedstaat eröffnen will; 

12. begrüßt die im Jahre 1984 zwischen dem Vereinigten 
Königreich und einerseits den Niederlanden, andererseits 
der Bundesrepublik Deutschland und die im Jahre 1985 
zwischen dem Vereinigten Königreich und Luxemburg 
getroffenen Vereinbarungen; 

13. fordert alle Mitgliedstaaten auf zu prüfen, ob sie ähnliche, 
gegebenenfalls mit Rücksicht auf abweichende wirt- 
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schaftliche Gegebenheiten modifizierte Vereinbarungen 
treffen können; 

14. fordert die Kommission auf, unverzüglich einen Vor- 
schlag für eine Richtlinie der Gemeinschaft auszuarbei- 
ten, wonach die Mitgliedstaaten im grenzüberschreiten- 
den Linienflugverkehr innerhalb der Gemeinschaft 

— soweit Fluggerät mit höchstens 50 Sitzplätzen zum 
Einsatz kommt und 

— mit Ausnahme der Strecken zwischen Flughäfen der 
Kategorie 1 

jeder Fluggesellschaft aus der Gemeinschaft den Zugang 
zum Markt ermöglichen und jede gewünschte Route und 
Anzahl von Flügen genehmigen müssen, sofern gewähr- 
leistet ist, daß 

— der betreffende Liniendienst unter Beachtung des all- 
gemeinen Tarif Systems über einen Zeitraum von min- 
destens zwei Jahren aufrechterhalten wird und 

— das betreffende Unternehmen in bezug auf Sicherheit, 
Zuverlässigkeit und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
höchsten Anforderungen gerecht wird; 

15. fordert die Kommission auf, möglichst bald den Erfah- 
rungsbericht gemäß Artikel 13 der Richtlinie über die 
Zulassung des interregionalen Linienflugverkehrs aus- 
zuarbeiten, damit der Rat fristgemäß vor dem 1. Juli 1986 
über eine Ausweitung dieser Richtlinie beschließen kann; 

Marktzugang (ohne Beschränkung auf Regionalverkehre) 

16. unterstützt grundsätzlich die Anregung der Kommission, 
daß die Mitgliedstaaten die zwischen ihnen bestehenden 
Luftverkehrsabkommen in der Weise ändern oder hand- 
haben sollen, daß jeder Mitgliedstaat mehr als eine 
Gesellschaft für den Betrieb der vereinbarten Linien- 
dienste designieren kann; 

17. fordert, daß die Mitgliedstaaten im Interesse der Auf- 
rechterhaltung des Niveaus des europäischen Linienflug- 
verkehrs nur solche Gesellschaften designieren, die in 
bezug auf die Sicherheit und die Regelmäßigkeit der 
Verkehrsbedienung allen Anforderungen genügen und 
deren Geschäftsbetrieb auf Dauer ausgerichtet ist; 

18. lehnt die Überlegungen der Kommission, im Charterflug- 
verkehr den Verkauf von „seat-only" -Tickets sowie die 
Beförderung von Post und Fracht zuzulassen, entschieden 
ab, weil dies eine Vermischung der nach völlig 
unterschiedlichen Kalkulationsgrundsätzen arbeitenden 
Linien- und Charterflugdienste bedeuten würde; 


Richtlinie 83/416/EWG des Rates vom 25. Juli 1983, ABI. L 237 vom 26. August 
1983, S. 19. 


6 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Marktbeeinflussung durch bilaterale Abkommen 

19. stimmt der Kommission zu, daß bilaterale Luftverkehrsab- 
kommen zwischen Mitgliedstaaten den Linienfluggesell- 
schaften nicht länger den Abschluß von Vereinbarungen 
über die Kapazitäts- und Einnahmeaufteilung zur Pflicht 
machen sollen und daß die Mitghedstaaten - vorbehalt- 
üch gewisser Schutzmaßnahmen - gmndsätzüch jede von 
einer designierten Gesellschaft eines anderen Mitgüed- 
staates gewünschte Kapazität genehmigen sollen; 

20. hält es für zweckmäßig, daß auf Gemeinschaftsebene 
eine Flexibilitätszone eingeführt wird, innerhalb derer die 
Unternehmen in eigener Verantwortung über die einzu- 
setzenden Kapazitäten entscheiden; 

21. hält es deshalb für notwendig, daß ein Mitgliedstaat 
Kapazitätswünsche von Fluggesellschaften aus anderen 
Mitghedstaaten dann und nur dann ablehnen kann, wenn 
dieser Mitghedstaat unter Berücksichtigimg der spezi- 
fischen Marktbedingungen zu dem Ergebnis gelangt, daß 
die gewünschten Kapazitäten die ’wirtschafüiche Lebens- 
fähigkeit der Liniendienste der von ihm designierten 
Fluggesellschaft(en) spürbar beeinträchtigen würden; 

22. weist auf die Gefahr hin, daß eine effiziente Fluggesell- 
schaft von einer ineffizienten Fluggesellschaft aus einem 
Markt ausgeschlossen werden kann, wenn letztere auf 
dem betreffenden Markt große (z.B. anderweitig über- 
schüssige) Kapazitäten unter Beschränkung auf Deckung 
der Grenzkosten einsetzt; das Ergebnis eines solchen 
Verdrängungswettbewerbs wäre, daß die betreffende 
Verkehrsdienstleistung zu höheren gesamtwirtschaft- 
hchen Kosten erbracht würde; 

23. weist darauf hin, daß möghche Kapazitätsschritte von 5 % 
p. a. keinen Verdrängungswettbewerb darstellen; 


Zusammenarbeit der Linienfluggesellschaften 

24. stellt fest, daß die Quaütät der europäischen Linienflug- 
dienste zu einem guten Teü auf der Zusammenarbeit 
zwischen den einzelnen Fluggesellschaften beruht; 

25. ist deshalb mit der Kommission der Auffassung, daß für 

bestimmte herkömmhche Formen dieser Zusammen- 
arbeit, wie Vereinbarungen über die Aufteüung von 
Kapazitäten, Einnahmen, Tarif konsultationen und 

Betriebsgemeinschaften (Joint ventures), Gruppenfreistel- 
lungen von dem Verbot des Artikels 85 Abs. 1 EWG- 
Vertrag ausgesprochen werden sollten, sofern durch in 
der Freistellungsverordnung festgelegte Mindestvoraus- 
setzungen sichergestellt ist, daß hierdurch der Wettbe- 
werb zwischen den Fluggesellschaften nicht unmöghch 
gemacht wird; 
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26. hält es aber für erforderlich, daß die Kriterien, nach denen 
die Gruppenfreistellungen zu erteilen sind, ähnlich wie 
im Falle der landgebundenen Verkehrsarten"^) nach Kon- 
sultation des Europäischen Parlaments in einer Verord- 
nung des Rates festgelegt werden, damit die Kommission 
über klare Richtlinien für die verwaltungsmäßige Durch- 
führung verfügt; 

27. sieht es im übrigen angesichts der Implikationen des 
weltweiten Luftverkehrs als realistischen Schritt an, daß 
die Kommission die Vorschriften zur Anwendung der 
Artikel 85 ff. EWG-Vertrag auf den Flugverkehr zwischen 
Mighedstaaten beschränkt; eine extraterritoriale Anwen- 
dung ihres Luftfahrtrechts sollte die Europäische Gemein- 
schaft von vornherein eindeutig ausschließen; 

28. fordert, daß wegen der Komplexität des Gesamtsystems 
Luftfahrt auf die Hilfsdienste, die in direktem Zusammen- 
hang mit dem Flugverkehr stehen, nicht die Verordnung 
Nr. 17, sondern diejenigen Bestimmungen angewendet 
werden, die der Rat für die Durchführung von Artikel 85 
EWG-Vertrag im Bereich des Luftverkehrs erlassen 
wird^); 


Flugtarife 

29. befürwortet Reformen, die - unter Ausschluß unlauterer 
und ruinöser Praktiken - einen geordneten Preiswett- 
bewerb im euorpäischen Linienflugverkehr ermöglichen, 
um die Unternehmen zu einem kostenbewußten Wirt- 
schaften anzuhalten; 

30. anerkennt das Interesse der Luftverkehrsnutzer, im Rah- 
men eines übersichtlichen und unverständliche Schwan- 
kungen ausschließenden Tarif Systems in den Genuß 
preisgünstiger Flugpreise zu gelangen; weist aber darauf 
hin, daß im Interesse der Gesamtheit der Verbraucher der 
Flugverkehr seine Kosten decken und eine angemessene 
Rendite der Investitionen sicher stellen muß; 

31. hält es für unverzichtbar, daß das Tarifsystem den Flug- 
gesellschaften die Erzielung angemessener Einnahmen 
gestattet, damit sie 

a) die Anschaffung von modernem Fluggerät finanzieren 
können, das in bezug auf Sicherheit, Vermeidung von 
Umweltbelastimgen und rationellen Energieeinsatz 
dem höchsten Stand der Technik entspricht; 

b) ihren Mitarbeitern im Interesse der Sicherheit und 
Zuverlässigkeit der Liniendienste eine höchstquali- 
fizierte Ausbüdung anbieten können; 

Siehe Verordnung (EWG) Nr. 1017/68 des Rates vom 19. Juli 1968 über die 
Anwendung von Wettbewerbsregeln auf dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- 
und Binnenschiffsverkehrs, ABI. Nr. L 175 vom 23. Juli 1968, S. 1; insbesondere 
Artikel 4 und 5. 

Siehe Vorschlag der Kommission, ABI. Nr, C 317 vom 3. Dezember 1982, S. 3. 
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c) durch eine Mischkalkulation auch auf verkehrs- 
schwachen Strecken eine befriedigende Verkehrsbe- 
dienung anbieten können; 

32. nimmt die im Memorandum Nr. 2 vorgelegten Änderun- 
gen des Vorschlags der Kommission für eine Richtliiüe 
des Rates über Tarife im Linienflugverkehr zur Keimtnis; 

33. hält den Vorschlag in seiner jetzigen Fassung nicht für 
praktikabel, da er u. a. zu einer Zersplittenmg des euro- 
päischen Luftverkehrssystems und zimehmenden staat- 
lichen Eingriffen in geschäftliche Angelegenheiten füh- 
ren und das linienübergreifende Flugverkehrssystem 
gefährden kann, das ein grundlegendes Element für die 
Durchführung des internationalen Luftverkehrs in Europa 
darstellt; 

34. nimmt mit Befriedigung die Anstrengtmgen der lATA zur 
Kenntiüs, die Verfahren der multilateralen Tarifkoordi- 
nienmg flexibler zu gestalten und zu beschleunigen, ins- 
besondere das im Herbst 1984 vorgestellte Aktionspaket 
für die Tarifreform und die von der lATA im Oktober 1984 
angenommene vorläufige Grundsatzerklänmg über 
Tarifzonen in Europa; 

35. weist darauf hin, daß die in der AEA imd der lATA 
zusammenarbeitenden Fluggesellschaften zur Zeit ein 
praxisorientiertes Konzept für ein europäisches Tarif- 
zonensystem entwickeln; 

36. fordert den Rat auf, das Ergebnis dieser Arbeiten in seine 
Beratungen über den Kommissionsvorschlag einzube- 
ziehen; 

37. empfiehlt als ersten praktischen Schritt, daß die Mitglied- 
staaten der ECAC ihr Abkommen aus dem Jahre 1967 
über die Schhchtimg von Tarif Streitigkeiten überarbeiten 
und vor allem die vorgesehenen Verfahrensfristen ab- 
kürzen; 


Beihilfen 

38. begrüßt die Bestrebungen der Kommission, parallel mit 
der Intensivierung des Wettbewerbs die Kontrolle staat- 
hcher Beihilf ege wähnmg an die Luftverkehrsunterneh- 
men zu verschärfen, weü nur so die Entstehung eines 
Subventions wettlauf s verhindert werden kann; 

39. ist sich bewußt, daß eine effiziente Begrenzimg der Bei-, 
hilfengewähnmg gerade in kritischen Fällen pohtisch 
nicht dmrchsetzbar ist, weil es wegen der Bedeuttmg der 
nationalen Fluggesellschaften für ihre Heimatstaaten bei 
den meisten, wenn nicht sogar bei allen Mitgliedstaaten 
tmvorstellbar ist, daß sie es zulassen würden, daß ihre 
Fluggesellschaft den Betrieb einstellt: 
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40. fordert die Kommission auf, geeignete Vorschläge auszu- 
arbeiten, damit die parlamentarische Kontrolle der Beihil- 
fengewährung verbessert wird; 

41. ist sich bewußt, daß hierbei zur Wahrung von Betriebs- 
geheimnissen die Detailinformationen nur in vertrauh- 
cher Sitzung des zuständigen Ausschusses erörtert wer- 
den können; muß sich aber Vorbehalten, nach gewissen- 
hafter Rechtsgüterabwägung zwischen dem Schutz der 
Unternehmensinteressen und dem Interesse der Allge- 
meinheit an der Aufklärung unhaltbarer Zustände ein- 
zelne Informationen an die öffenthchkeit weiterzugeben; 

Harmonisierung sonstiger Wettbewerbsbedingungen 

42. ist der Auffassung, daß eine europäische Luftverkehrs- 
politik ausgewogen sein und nicht die Bedürfnisse einer 
Interessengruppe auf Kosten einer anderen begünstigen 
sollte; 

43. ist der Auffassung, daß das Memorandum Nr. 2 der Har- 
monisierung der Ausgangsbedingungen für den Wettbe- 
werb und vor allem den Auswirkungen ihrer Vorschläge 
auf die Arbeitnehmer nicht die angezeigte Aufmerksam- 
keit widmet; 

44. fordert die Kommission auf, mit den Sozialpartnern in 
ernsthafte Konsultationen darüber einzutreten, wie im 
Rahmen einer Reform der europäischen Zivilluftfahrt den 
Interessen der Arbeitnehmer angemessen Rechnung 
getragen werden kann; hierbei sollte insbesondere die 
Zweckmäßigkeit einer Gemeinschaftsregelung über die 
Flugdienst- \md Ruhezeiten geprüft werden-, zur Verbes- 
senmg der Konsiütation wird ein paritätischer Ausschuß, 
bestehend aus den beteüigten Sozialpartnern, gebüdet; 

45. fordert die Kommission ferner auf, Gemeinschaftsmaß- 
nahmen in folgenden Bereichen vorzubereiten, in denen 
zum Teü noch echte Kostensenkimgen möglich sind, die 
an die Verbraucher weitergegeben werden können: 

a) einheiüiche Anwendung der technischen Anhänge zu 
den ICAO- Abkommen durch die Mitgüedstaaten; 

b) gegenseitige Anerkennung von Befähigungsnachwei- 
sen im Flugverkehr; 

c) Beseitigung von Wettbewerbsverzerrungen bei den 
Gebühren für den Flughafenbetrieb und die Flugsiche- 
rung; 

d) Angleichung der steuerüchen Belastung der Luftfahrt- 
untemehmen in den verschiedenen Mitgüedstaaten; 

e) Neuordnung der Luftverkehrsstraßen zur Vermeidung 
zeit- und energieraubender Umwege; 

f) Abbau überflüssiger miütärischer Beschränkungen auf 
den Flugrouten mit dem Ziel einer Koordinierung bzw. 
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Integration der zivilen und militärischen Luftverkehrs- 
kontrollen; 

Diskriminierungsverbot 

46. hält das von der Kommission vorgeschlagene Verbot, daß 
die Mitgliedstaaten Fluggesellschaften aus anderen Mit- 
gliedstaaten nicht imgünstiger stellen dürfen als inländi- 
sche Gesellschaften, in der Europäischen Gemeinschaft 
für eine Selbstverständlichkeit; 

47. weist darauf hin, daß die bestehenden büateralen 
Abkommen die gegenseitigen Interessen der beteiligten 
Fluggesellschaften insgesamt ausbalancieren und daß 
deshalb einzelne Vor- oder Nachteüe, die aus solchen 
Abkommen resultieren, in der Regel keine diskriminie- 
rende Wirkung haben; 

Inkrafttreten der Reformen 

48. ist der Auffassung, daß die Maßnahmen, die sich nur auf 
den Flugverkehr zwischen Mitgliedstaaten auswirken, 
insbesondere die Verbesserung der Flugverbindungen 
zwischen den Regionen der Gemeinschaft und die 
gemeinsame Weiterentwicklung der zwischen Mitglied- 
staaten existierenden bilateralen Abkommen, unverzüg- 
lich ergriffen werden sollten; 

49. hält es hingegen für zweckmäßig, daß das Inkrafttreten 
der Reformen des Tarifsystems und des Ordmmgsrah- 
mens für den Wettbewerb, für die ohnedies längere Über- 
gangsfristen vorgesehen werden müssen, nüt den übrigen 
Partnerstaaten der ECAC sowie anderen internationalen 
Grenuen ab gestimmt wird, weil isolierte Maßnahmen der 
Gemeinschaft auf diesen Gebieten eine Spaltung des 
europäischen Luftverkehrsmarktes und des Weltmarktes 
(ICAO) bewirken würden-, 

50. fordert den Rat auf, seine Beratungen in der Luftverkehrs- 
politik so zu beschleunigen, daß im Jahre 1986 konkrete 
Entscheidimgen getroffen werden können; 

* * * 

51. beauftragt seinen Präsidenten, dem Rat und der Komnüs- 
sion der Europäischen Gemeinschaften, der Europäischen 
Zivilluftfahrtkonferenz, der Parlamentarischen Versamm- 
limg des Europarates sowie den Parlamenten aller Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Zivilluftffahrtkonferenz 
den Text des Vorschlags der Kommission in der aus den 
Abstimmungen des Parlaments hervorgegangenen Fas- 
sung nüt der dazugehörigen Entschließimg als Stellimg- 
nahme des Parlaments zu übermitteln. 


11 




Druck: Then6e Druck KG, 5300 Bonn. Telefon 23 19 67 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56. 5300 Bonn 2. Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 


